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Presse-Mitteilung

Das war der >node< Balkan Express

Zum World-Café von >node< am 7.12.05 
------------------------------------ 
Pressekontakt:

Werner Schuster 
werner.schuster@plansinn.at 
0699/11106675 
------------------------------------ 
Das Demokratieforschungsprogramm >node< - New Orientations for Democracy in Europe des Bundesministeriums für Bildung,Wissenschaftund Kultur (bm:bwk) hat im Rahmen des „Europäischen Jahres der Erziehung zum demokratischen Handeln“ zum Thema des Monats Dezember „Balkan/Südosteuropa“ den Balkan-Express veranstaltet. >node< wollte damit auch auf die verschärfte und polarisierende Diskussion über Menschen verschiedener Herkunft reagieren. Die Veranstaltung fand am 7. 12. 2005 von 10:30 – 16:00 Uhr in einem Zugwagon des von >node< gebrandeten IC 535 “Wissen schafft Demokratie” auf dem Weg nach Bruck an der Mur und retour statt. Es gab drei Diskussionsrunden zu je 30 Minuten. 
RESÜMEES:

Wo beginnt der Balkan?

Es wurde versucht, den Balkan zu definieren, der „im Kopf beginnt“, mit „lebendig, ungeordnet und kriegerisch“ gleichgesetzt wird und vor allem als politischer Begriff gesehen wurde. Thematisiert wurde auch der Krieg in Ex-Jugoslawien. Kulturell ist der Balkan derzeit hoch angeschrieben (Musik, Theater), doch „die positiven Vorteile aufzufüllen, löst die Dichotomisierung nicht auf“. 
Wie beeinflussen Vorurteile zum Balkan die Mitbestimmung von MigrantInnen? 
Ein Fünftel der Wiener Bevölkerung ist nicht integriert. Vorurteile sollen oft die eigenen Unsicherheiten überdecken. Es wird verschwiegen, dass Gemeindebauten für MigrantInnen geöffnet wurden. MigrantInnen haben selbst keine positiven Erfahrungen mit Beteiligung und fordern ihre Rechte selten selbst ein.

Was braucht es, damit Partizipation von MigrantInnen besser funktioniert? 
Durch soziale Grundsicherung, Teilhabe an ökonomischen und sozialen Ressourcen, Bildung und Entkoppelung der Rechte von der StaatsbürgerInnenschaft. Die Mehrheitsgesellschaft und MigrantInnen sollten beide aufeinander zugehen, doch die Mehrheitsgesellschaft müsste auch ernsthaft zu Partizipation einladen. 
